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1. Änderung des B-Plans „Südliche Bahnhofstraße“, Bad Elster - Vor-

entwurf 11/2024 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

mit diesem Schreiben erhalten Sie die Stellungnahme des Sächsischen Lan-

desamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) als Träger öf-

fentlicher Belange.  

 

Wir weisen darauf hin, dass im LfULG nur die Belange  

 

- Fluglärm 

- Anlagensicherheit / Störfallvorsorge 

- natürliche Radioaktivität 

- Fischartenschutz und Fischerei und 

- Geologie 

 

Gegenstand der Prüfung sind. Die Prüfung weiterer Belange ist auf Grund 

fehlender Zuständigkeit nicht möglich. 

 

Wir haben die Prüfung und Einschätzung u.a. auf der Grundlage des Inhalts 

der unter 2.1 und 3.1 angegebenen Unterlagen vorgenommen: 

 

 

1 Zusammenfassendes Prüfergebnis 

 

Seitens des LfULG stehen dem Vorhaben Bedenken aus Sicht des Fachbe-
reiches Hydrogeologie entgegen, welche bei Beachtung der Anforderungen 
unter Punkt 2.4  ausgeräumt werden können. Zur Begründung und zu weiteren 
geologischen Hinweisen siehe Gliederungspunkt 2.   
 

 

   

LANDESAMT FÜR UMWELT, LANDWIRTSCHAFT UND GEOLOGIE 
Pillnitzer Platz 3 | 01326 Dresden 

 Ihre Ansprechperson 

Monika Zschunke 

 per E-Mail 
beteiligung@staedtebau-chemnitz.de 
 
Büro für Städtebau GmbH Chemnitz 
Fürstenstraße 23 
09130 Chemnitz 

  

Durchwahl 

Telefon +49 351 2612-2103 

Telefax +49 351 2612-2099 

 

monika.zschunke@ 

smekul.sachsen.de 

http://www.lfulg.sachsen.de/
http://www.lfulg.sachsen.de
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Im Rahmen weiterer Planungen zur Bebauung bestehen außerdem Anforderungen/Hin-
weise zum Radonschutz, die zu beachten/zu berücksichtigen sind, siehe Punkt 3. 
 
Die Belange des Fluglärms, Belange der Anlagensicherheit / Störfallvorsorge sowie Be-
lange des Fischartenschutzes bzw. der Fischerei sind nicht berührt. 
 
Wir bitten darum das LfULG über das Abwägungsergebnis / die Erwiderung des Vorha-
benträgers vor Beschlussfassung zu informieren (Vgl. § 4 SächsUIG).  
 
 
2 Geologie 

 

2.1 Unterlagen 
 
[1] E-Mail der Büro für Städtebau GmbH vom 19.12.2024, Betreff: Stadt Bad Elster - 1. 

Änderung des B-Plans „Südliche Bahnhofstraße“, Bad Elster Beteiligung der Nach-
bargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB und frühzeitige Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB – Vorentwurf vom No-
vember 2024    

[1.1] Als Anlage von [1] übermittelte Unterlagen zum Vorentwurf der 1. Änderung 
des Bebauungsplanes „Südliche Bahnhofstraße“ 

[1.2] Zeichnerische Festsetzungen im Maßstab 1:1.000 (Teil A),  
[1.3] Textliche Festsetzungen und Hinweise (Teil B) 
[1.4] Begründung 

[2] Geologische Karte Erzgebirge/Vogtland (GK50_EV), Maßstab: 1:50.000, digitale 
Version 

[3] Geodatenarchiv des Landesamtes für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) 
[4] RStO 12: Richtlinien für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsflächen. 

Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e.V., Arbeitsgruppe Infra-
strukturmanagement, Köln, 2012 

[5] Zuordnung von Gemeinden im Freistaat Sachsen zu Erdbebenzonen 1 und 2 nach 
DIN 4149:2005-04. Anhang B in: Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsmi-
nisteriums des Inneren zur Einführung Technischer Baubestimmungen (VwV TB) 
vom 15.12.2017 

[6] Richtlinien für Heilquellenschutzgebiete, 3. überarbeitete Auflage. – Länderarbeits-
gemeinschaft Wasser (LAWA), Berlin, Januar 1998 

[7] Grenzüberschreitender Schutz der Heil- und Mineralquellen im Vogtland in Sachen 
und Westböhmen, UBV Umweltbüro GmbH Vogtland, 02.07.2001 

[8] Verordnung des Vogtlandkreises über die Neufestsetzung des Heilquellenschutzge-
bietes für die staatlich anerkannten Heilquellen in Bad Brambach und Bad Elster, 
Stand 01.12.2008  

 
2.2 Prüfergebnis 
 
Aus hydrogeologischer Sicht bestehen zur 1. Änderung des Bebauungsplans „Südliche 
Bahnhofstraße“ Bedenken. Das Plangebiet befindet sich in der quantitativen Heilwasser-
schutzzone A und der qualitativen Heilwasserschutzzone II des Heilwasserschutzgebiets 
Bad Brambach – Bad Elster. Die Bedenken beziehen sich auf die geplante Errichtung 
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des Boutique-Hotels, für die Eingriffe in den Untergrund unumgänglich sind. Die beste-
henden Bedenken können unter Berücksichtigung der unter Punkt 2.4 genannten Forde-
rungen ausgeräumt werden. Zusätzliche Hinweise werden unter Punkt 2.5 gegeben. 
Gegen die geplante Überdachung des Parkhauses, die ohne Eingriffe in den Untergrund 
auskommt, bestehen keine Bedenken aus hydrogeologischer Sicht. Die für die Errich-
tung der Photovoltaikanlage auf dem Dach des Parkhauses zu berücksichtigenden was-
serrechtlichen Erfordernisse sind mit der Unteren Wasserbehörde des Vogtlandkreises 
abzustimmen. 
 
Aus rohstoff- und ingenieurgeologischer Sicht bestehen mit derzeitigem Kenntnisstand 
keine Bedenken gegen das in [1] und [2] beschriebene Vorhaben.  
 
Im Rahmen der weiteren Planungen empfehlen wir, die nachfolgenden Hinweise zu be-
rücksichtigen und bitten darum, diese an den geeigneten Stellen in die Planunterlagen 
einzuarbeiten. 
 
2.3 Begründung der Bedenken 
 
Nach den vorliegenden Angaben in [2] soll im Plangebiet ein sechsgeschossiges Bou-
tique-Hotel mit Untergeschoss errichtet werden. Genauere Planungsangaben liegen 
nicht vor. 
Der Vorhabenstandort liegt innerhalb des unterirdischen Einzugsgebietes der Heilquel-
len von Bad Elster und innerhalb der nach [9] rechtskräftig festgesetzten quantitativen 
Schutzzone A sowie der der qualitativen Schutzzone II der Heilquellen Bad Brambach – 
Bad Elster. Die Entfernung zur Marienquelle beträgt lediglich 300 m. 
Die festgesetzten Schutzzonen sollen verhindern, dass das hydraulische Regime der 
Heilquellen beeinflusst wird und somit eine Verminderung der Ergiebigkeit der Heilquel-
len erfolgt (quantitativer Schutz) sowie die natürliche Beschaffenheit der Heilquellen 
durch die Verhinderung anthropogener Stoffeinträge sicherstellen (qualitativer Schutz). 
Zur Erreichung dieser Schutzziele werden in der Verordnung zur Festsetzung des Heil-
quellenschutzgebiets [9] Schutzbestimmungen formuliert, die gefährliche Handlungen in 
den Schutzzonen untersagen. 
Der geplante Neubau des Hotels am vorgesehenen Standort steht im Widerspruch zu 
den in [9] formulierten Schutzbestimmungen. 
 
2.4 Forderungen, welche zum Ausräumen der Bedenken zu beachten sind 
 
Bei der Errichtung des geplanten Hotelneubaus müssen die Interessen des Heilwasser-
schutzes grundsätzlich berücksichtigt werden. Als Planungsmaxime sollte dabei gelten, 
die Eingriffe in den Untergrund auf ein Minimum zu reduzieren. Der Aufschluss von 
Grundwasser sollte in jedem Fall vermieden werden. 
Die Unbedenklichkeit der unbedingt erforderlichen Eingriffe ist durch ein hydrogeologi-
sches Standort-Gutachten nachzuweisen. Dabei ist der bisherige Kenntnisstand zur Ge-
nese der Heilquellen, deren Charakter und Einzugsgebiete sowie deren Vulnerabilität zu 
Grunde zu legen.  
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2.5 Hinweise zur Berücksichtigung 
 
Geologie / Baugrund 
 
Im Plangebiet stehen unter geringmächtigen Bodenbildungen und zu erwartenden Auf-
füllungen holozäne Auelehme der ebenen Bach- und Flussauen an. Diese können von 
z.T. hochweichselzeitlichen Kiesen und Sanden unterlagert werden. 
Im Liegenden schließen sich normalmetamorphe bis glimmerschieferartige Schluffphyl-
lite an. Diese können dunkelgrüngrau, mittelgrau, bläulichgrau, z.T. farbstreifig und 
wechselnd quarzitstreifig ausgebildet sein. Ebenso können hellgraue Quarzitschiefer bis 
Quarzite angetroffen werden. [3] und [4] 
 
Die beschriebenen Festgesteine kommen im Rand des Plangebietes ohne nennens-
werte Bedeckung durch Quartäre Bildungen vor. Sie sind im oberflächennahen Bereich 
zersetzt bzw. unterschiedlich stark verwittert. Dem Festgesteinszersatz sind Lockerge-
steinseigenschaften zuzuordnen. 
 
Im Vorfeld von Baumaßnahmen wird die Durchführung von orts- und vorhabenskonkre-
ten Baugrunduntersuchungen nach DIN EN 1997 und DIN 4020 empfohlen. Der geo-
technische Bericht dazu sollte u. a. Aussagen zur Baugrundschichtung, zu den Grund-
wasserverhältnissen sowie die Ausweisung von Homogenbereichen (einschließlich 
Eigenschaften und Kennwerten) hinsichtlich der gewählten Bauverfahrensweisen (z. B. 
Erdarbeiten) enthalten. Zudem sollten die geplanten Maßnahmen nach DIN EN 1997 
einer geotechnischen Kategorie zugeordnet werden, die den notwendigen Umfang an 
Erkundungsmaßnahmen und an zu erbringenden Nachweisen eingrenzt. Falls sich bau-
technische Vorgaben ändern oder auch die angetroffenen geologischen Verhältnisse 
von den erkundeten abweichen, sollte eine Überprüfung und ggf. Anpassung der jewei-
ligen Baugrunduntersuchung erfolgen. 
 
Bei der Herstellung von Verkehrswegen nach RStO 12 [5], ist das Plangebiet der Frost-
einwirkungszone III zuzuordnen.  
 
Hydrogeologie 
 
Es wird empfohlen, die Aufgabenstellung des hydrogeologischen Standort-Gutachtens 
vor dessen Erstellung mit der Unteren Wasserbehörde des Vogtlandkreises (Vollzugs-
behörde), den Sächsischen Staatsbädern (Nutzer) und dem LfULG (Fachbehörde) ab-
zustimmen.  
 
Das hydrogeologische Standort-Gutachten soll der Unteren Wasserbehörde als fachli-
che Entscheidungsgrundlage hinsichtlich einer möglichen Befreiung von Verboten oder 
Nutzungsbeschränkungen der Schutzgebietsverordnung [9] dienen.  
 
Geogefahren 
 
Für die Planung von Hochbaumaßnahmen wird auf die Lage des Plangebietes in der 
Erdbebenzone 1 mit der geologischen Untergrundklasse R gemäß [6] hingewiesen. Auf 
die DIN 4149 und die DIN EN 1998 (Eurocode 8) wird verwiesen. 
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Geodaten 
 
Geologische Informationen in Form von Schichtenverzeichnissen von Bodenaufschlüs-
sen können bei Interesse unter der URL www.geologie.sachsen.de recherchiert, und so-
fern geeignet, in Baugrunduntersuchungen integriert werden. Zur Übergabe der Schich-
tenverzeichnisse senden Sie bitte eine Email - Anfrage an 
bohrarchiv.lfulg@smul.sachsen.de. 
 
In Auswertung des Geodatenarchivs des LfULG [4] liegen im Umfeld des Plangebietes 
Bodenaufschlüsse vor. 
 
Weitere, z. T. interaktive Geodaten, wie geologische, geophysikalische, ingenieurgeolo-
gische, hydrogeologische und rohstoffgeologische Karten stehen Ihnen ebenfalls unter 
der URL www.geologie.sachsen.de sowie im Geoportal Sachsenatlas unter www.geo-
portal.sachsen.de zur Verfügung. 
 
Anzeige und Übergabe der Ergebnisse von geologischen Untersuchungen 
 
Geologische Untersuchungen (wie z. B. Sondierungs- und Erkundungsbohrungen) sowie 
die dazu gehörigen Nachweisdaten sind spätestens zwei Wochen vor Beginn dem LfULG 
als zuständige Behörde in Sachsen anzuzeigen (§ 8 GeolDG). Spätestens drei Monate 
nach dem Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen Fach-
daten (Messdaten, Bohrprofile, Laboranalysen, Pumpversuche etc.) zu übermitteln. 
Wenn seitens des LfULG Bewertungsdaten (Einschätzungen, Schlussfolgerungen, Gut-
achten) angefordert wurden, sind diese spätestens sechs Monate nach dem Abschluss 
der geologischen Untersuchung an die zuständige Behörde in Sachsen (LfULG) zu über-
mitteln (§ 9, 10 GeolDG). 
 
Wir bitten um Übernahme eines entsprechenden Hinweises in die Planunterlagen. 
 
Informationen zur Anzeige sowie zur Erfassung und Auswertung von Daten geologischer 
Bohrungen sind unter der URL www.geologie.sachsen.de unter dem Link „Bohranzeige“ 
verfügbar. Eine Bohranzeige kann über das Portal „ELBA.Sax“ elektronisch erfolgen 
(https://antragsmanagement.sachsen.de/ams/elba). 
 
Die Regelungen des § 15 des Sächsischen Kreislaufwirtschafts- und Bodenschutzgeset-
zes (SächsKrWBodSchG) zur Übergabe von Ergebnisberichten aus Erkundungen mit 
geowissenschaftlichem Belang (Erkundungsbohrungen, Baugrundgutachten, hydrogeo-
logische Untersuchungen o. ä.) durch Behörden des Freistaates Sachsen, der Land-
kreise, kreisfreien Städte und Gemeinden sowie sonstigen juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts an das LfULG bleiben vom GeolDG unberührt. 
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3 Natürliche Radioaktivität 

 

3.1 Unterlagen 

 
[1] Kataster für Natürliche Radioaktivität in Sachsen, basierend auf Kenntnissen über 

den Altbergbau, Uranerzbergbau der Wismut und Ergebnissen aus dem Projekt 
„Radiologische Erfassung, Untersuchung und Bewertung bergbaulicher Altlas-
ten“ (Altlastenkataster) des Bundesamtes für Strahlenschutz. 

[2] Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strah-
lenschutzgesetz - StrlSchG) vom 27. Juni 2017 (BGBl. I S. 1966), das zuletzt 
durch die Bekanntmachung vom 3. Januar 2022 (BGBl. I S. 15) geändert worden 
ist. 

[3] Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung 
(Strahlenschutzverordnung - StrlSchV) vom 29. November 2018 (BGBl. I S. 2034, 
2036; 2021 I S. 5261), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 17. April 
2024 (BGBl. 2024 I Nr. 132) geändert worden ist. 

[4] Allgemeinverfügung zur Festlegung von Gebieten zum Schutz vor Radon-222 in 
Innenräumen nach § 121 Absatz 1 Satz 1 des Strahlenschutzgesetzes vom 19. 
November 2020 (SächsABl. S. 1362). 

 

3.2 Prüfergebnis 
 

Das Plangebiet befindet sich … 
 

- in keiner radioaktiven Verdachtsfläche und gegenwärtig [1] liegen uns auch keine 
Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften vor, 

- in einem festgelegten Radonvorsorgegebiet [4]. Aufgrund dessen sind beim Neu-
bau von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen, sowie an Arbeitsplätzen in Innenräu-
men zusätzliche Maßnahmen zum Schutz vor Radon einzuplanen. 

 
Zum vorliegenden Vorhaben bestehen derzeit keine Bedenken. Jedoch sind im Rahmen 
weiterer Planungen zur Bebauung die nachfolgenden Anforderungen zum Radonschutz 
zu beachten. 
 
3.3 Anforderungen zum Radonschutz 
 
Das Strahlenschutzgesetz (§§ 121 - 132 StrlSchG) [2] und die novellierte Strahlenschutz-
verordnung (§§ 153 - 158 StrlSchV) [3] regeln die Anforderungen an den Schutz vor 
Radon. Dabei wurde ein Referenzwert von 300 Bq/m³ (Becquerel pro Kubikmeter Luft) 
für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in der Luft in Aufent-
haltsräumen und an Arbeitsplätzen in Innenräumen festgeschrieben.  
 
Wer ein Gebäude mit Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat grundsätzlich 
geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von Radon aus dem Baugrund zu ver-
hindern oder erheblich zu erschweren. 
Wer im Rahmen baulicher Veränderung eines Gebäudes mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen Maßnahmen durchführt, die zu einer erheblichen Verminderung der Luft-
wechselrate führen, soll die Durchführung von Maßnahmen zum Schutz vor Radon in 
Betracht ziehen, soweit diese Maßnahmen erforderlich und zumutbar sind. 
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Mit Inkrafttreten am 31.12.2020 wurden per Allgemeinverfügung [4] Gebiete nach § 121 
Abs. 1 Satz 1 Strahlenschutzgesetz [2] festgelegt. Für diese sogenannten Radonvorsor-
gegebiete wird erwartet, dass die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzent-
ration in der Luft in einer beträchtlichen Zahl von Gebäuden mit Aufenthaltsräumen oder 
Arbeitsplätzen den Referenzwert von 300 Bq/m³ überschreitet. In diesen Gebieten sind 
besondere Anforderungen an den Schutz vor Radon zu erfüllen. Die Allgemeinverfügung 
sowie alle weiterführenden Informationen sind unter www.radon.sachsen.de nachzule-
sen. 

 
In einem Radonvorsorgegebiet [4] sind beim Neubau von Gebäuden mit Aufenthaltsräu-
men oder Arbeitsplätzen neben der fachgerechten Ausführung der Maßnahmen hinsicht-
lich des Feuchteschutzes nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik ein zu-
sätzlicher Radonschutz einzuplanen und eine der folgenden Möglichkeiten nach § 154 
StrlSchV [3] durchzuführen: 
 
1. Verringerung der Radon-222-Konzentration unter dem Gebäude, oder 
2. gezielte Beeinflussung der Luftdruckdifferenz zwischen Gebäudeinnerem und Bo-

denluft an der Außenseite von Wänden und Böden mit Erdkontakt, oder 
3. Begrenzung der Rissbildung an Wänden und Böden mit Erdkontakt und Auswahl dif-

fusionshemmender Betonsorten mit der erforderlichen Dicke der Bauteile, oder 
4. Absaugung von Radon an Randfugen oder unter Abdichtungen, oder 
5. Einsatz diffusionshemmender, konvektionsdicht verarbeiteter Materialien oder Kon-

struktionen. 
 
3.4 Anforderungen zum Radonschutz am Arbeitsplatz 
 
Das Strahlenschutzgesetz [2] verpflichtet die Verantwortlichen für Arbeitsplätze zu einer 
12-monatigen Messung der Radon-222-Aktivitätskonzentration, wenn sich die Arbeits-
plätze in einem Keller oder Erdgeschoss von Gebäuden in Radonvorsorgebieten befin-
den.  
 
Die Messpflicht beginnt, sobald eine Betätigung an einem Arbeitsplatz in einem Keller 
oder Erdgeschoss in Gebäuden in festgelegten Radonvorsorgegebieten aufgenommen 
wird und ist innerhalb von 18 Monaten abzuschließen. 
 
Wird an einem Arbeitsplatz eine Überschreitung des Referenzwertes von 300 Bq/m³ fest-
gestellt, sind Maßnahmen zur Reduzierung der Radonwerte zu ergreifen und durch eine 
wiederholte Messung auf ihren Erfolg zu kontrollieren. Diese Messung muss innerhalb 
von 30 Monaten nach Bekanntwerden der Referenzwertüberschreitung erfolgt sein. 
Wird danach weiterhin der Referenzwert überschritten, sind die betroffenen Arbeitsplätze 
beim Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG), Referat 54 - Strah-
lenschutz - Altlasten, Radon, Notfallschutz anzumelden.  
 
Alle weiterführenden Informationen sind unter www.radon.sachsen.de bzw. 
https://www.strahlenschutz.sachsen.de/radon-an-arbeitsplaetzen-in-innenraeumen-
30730.html nachzulesen. Des Weiteren informiert ein Faltblatt Arbeitsplatzverantwortli-
che über die Pflichten zum Schutz vor Radon an Arbeitsplätzen in Innenräumen und 
welches Vorgehen dabei zu beachten ist 
(https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/36105). 
 

http://www.radon.sachsen.de/
http://www.radon.sachsen.de/
https://www.strahlenschutz.sachsen.de/radon-an-arbeitsplaetzen-in-innenraeumen-30730.html
https://www.strahlenschutz.sachsen.de/radon-an-arbeitsplaetzen-in-innenraeumen-30730.html
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/36105
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Bei Fragen zum Schutz vor Radon an Arbeitsplätzen wenden Sie sich bitte an das Lan-
desamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) 
 

Referat 54: Strahlenschutz - Altlasten, Radon, Notfallschutz: 

 Söbrigener Straße 3a, 01326 Dresden Pillnitz 

 Telefon:  (0351) 2612-5414 
Telefax:  (0351) 2612-5399 
E-Mail:  radon-aufenthaltsraeume.lfulg@smekul.sachsen.de 

Internet:  www.lfulg.sachsen.de 
 

 
3.5 Allgemeine Hinweise zum Radonschutz 
 
In der Broschüre „Radonschutzmaßnahmen - Planungshilfe für Neu- und Bestandsbau-
ten“ (https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126) sind die Möglichkeiten zum Ra-
donschutz praxisnah erläutert. Diese Broschüre können Sie kostenlos herunterladen. 
 
Bei Fragen zu Radonvorkommen, Radonwirkung und Radonschutz wenden Sie sich bitte 
an die Radonberatungsstelle des Freistaates Sachsen: 
 

Staatliche Betriebsgesellschaft für Umwelt und Landwirtschaft - Radonberatungsstelle: 

 Dresdner Straße 183, 09131 Chemnitz 

 Telefon:  (0371) 46124-221 
Telefax:  (0371) 46124-299 
E-Mail:  radonberatung@smekul.sachsen.de 
Internet:  www.smul.sachsen.de/bful 

https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html 
Beratung werktags per Telefon oder E-Mail; zusätzlich besteht die Möglichkeit 
einer Vereinbarung individueller persönlicher Beratungstermine. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

gez. Monika Zschunke 

Sachbearbeiterin 

 

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist auch ohne Unterschrift gültig. 

 

 

Anlagen:  

 

 

 

mailto:radon-aufenthaltsraeume.lfulg@smekul.sachsen.de
mailto:radon-aufenthaltsraeume.lfulg@smekul.sachsen.de
http://www.lfulg.sachsen.de/
https://publikationen.sachsen.de/bdb/artikel/26126
mailto:radonberatung@smekul.sachsen.de
http://www.smul.sachsen.de/bful
https://www.bful.sachsen.de/radonberatungsstelle.html

